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Zusammenfassung
Die UN-BRK verpfl ichtet Deutschland zur Schaff ung eines inklusiven Schulsystems und 
damit zur Schaff ung von gleichen Zugangs- und Teilhabechancen für Schüler*innen mit 
und ohne Behinderungen. Tatsächlich führt jedoch Deutschlands schleppender Umset-
zungsprozess, insbesondere die Aufrechterhaltung des Förderschulsystems neben dem all-
gemeinen, dazu, dass Chancengleichheit nicht gewährleistet werden kann. Der folgende 
Beitrag beschreibt die völkerrechtlichen Verpfl ichtungen, Herausforderungen sowie Irrtü-
mer bei der Umsetzung.
Schlüsselwörter: Inklusion, Bildungssystem, Chancenungleichheit, Behinderung, Förder-
schulsystem, Bildungsrecht

No Equal Opportunities Without an Inclusive Education System 
Legal Obligations Under the UN Convention on the Rights of Persons with 
Disabilities and Challenges in the Practical Implementation in Schools

Abstract
Th e CRPD obligates Germany to create an inclusive school system and thus to create 
equal access and participation opportunities for students with and without disabilities. 
In fact, however, Germany’s slow implementation process, in particular the maintenance 
of the special school system alongside the general one, means that equal opportunities 
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cannot be guaranteed. Th e following article describes the obligations under international 
law as well as challenges and misconceptions in the implementation.
Keywords: inclusion, education system, unequal opportunities, disability, special school 
system, segregated school system, education law

1 Einleitung

Das UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
BRK; im Folgenden: die Konvention) hat das Recht auf Bildung zu einem Menschen-
recht auf inklusive Bildung für Menschen mit Behinderungen entwickelt, in der 
Überzeugung, dass nur eine inklusive Beschulung die gleichen Bildungschancen für 
Schüler*innen mit und ohne Behinderungen bieten kann. Dabei geht es nicht nur um 
Chancengleichheit beim Zugang zum Recht auf Bildung. Art.  24 UN-BRK räumt die-
sem Recht zugleich einen zentralen Stellenwert für gleiche Chancen auf Teilhabe am 
gesellschaft lichen Leben ein. Verpfl ichtung Deutschlands als Vertragsstaat der Kon-
vention ist es demnach, auf der Grundlage von gleichen Zugangs- und Teilhaberech-
ten für alle eine inklusive Lernwelt als Voraussetzung und Ziel für eine inklusive Le-
benswelt zu schaff en.

Von Chancengleichheit zwischen Schüler*innen mit und ohne Behinderungen ist 
Deutschland weit entfernt. Deutschland verstößt damit nicht nur gegen die UN-BRK, 
sondern befördert den Beginn von Exklusionsketten, aus denen Menschen mit Behin-
derungen oft  nicht wieder herauskommen: Die schulische Aussonderung, die in der 
Regel ohne Schulabschluss endet, setzt sich in den meisten Fällen in einer Tätigkeit 
in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder einem Übergang in die Arbeitslo-
sigkeit fort. Um diese soziale Ausgrenzungsspirale einzudämmen, muss das deutsche 
Bildungssystem Kindern mit Behinderungen qualitativ hochwertige inklusive Bildung 
garantieren. 

2 Das Recht auf inklusive Bildung nach der UN-
Behindertenrechtskonvention 

Im März 2009 ist für die Bundesrepublik Deutschland die im Jahr 2006 verabschie-
dete UN-BRK in Kraft  getreten. Die UN-BRK hat innerhalb Deutschlands gemäß 
Art.  59 Abs.  2 Grundgesetz den Rang einfachen Bundesrechts (BVerfG 2 BvR 2115/01 
vom 19.09.2006, Abs.  52) und ist daher von allen staatlichen Organen wie jedes ande-
re Gesetz des Bundes umzusetzen und einzuhalten sowie bei der Anwendung anderer 
Gesetze, aber auch des Grundgesetzes zur Auslegung heranzuziehen.



Ohne ein inklusives Bildungssystem keine Chancengleichheit

383DDS, 113. Jg., 4(2021)Chancenungleichheit aus bildungsrechtlicher Perspektive

Die UN-BRK verbrieft  keine neuen Menschenrechte, sondern konkretisiert und er-
gänzt bereits bestehende für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderun-
gen erstmalig in einem eigenen Völkerrechtsvertrag. Mit der UN-BRK soll ein Pa-
radigmenwechsel weg vom Fürsorgeprinzip und hin zu auf Inklusion und Teilhabe 
ausgerichteter Politik in der Wahrnehmung und im Umgang mit Menschen mit Be-
hinderungen vollzogen werden, wobei die Abkehr von einem medizinischen, defi zi-
torientierten hin zu einem menschenrechtlichen Behinderungsbegriff  ein zentraler 
Bestandteil ist (vgl. Aichele, 2010a, S.  14 f.; Bielefeldt, 2009, S.  6 ff .). Behinderung ent-
steht demnach durch das Zusammenwirken von realen oder zugeschriebenen lang-
fristigen körperlichen oder psychischen Beeinträchtigungen und Einstellungen sowie 
Barrieren der sozialen Umwelt, die bewirken, dass die Betroff enen an der gleichbe-
rechtigten gesellschaft lichen Teilhabe gehindert werden (vgl. lit. e der Präambel) – 
oder wie die Behindertenbewegung den Perspektivwechsel auf den Punkt bringt: Be-
hindert ist man nicht, behindert wird man. 

Danach erfasst der Behinderungsbegriff  der Konvention im Hinblick auf Bildung die-
jenigen Kinder und Jugendlichen, denen ein sonderpädagogischer Förderbedarf in ei-
nem der Förderschwerpunkte formell und längerfristig durch eine entsprechende Di-
agnose zugeschrieben worden ist. Darüber hinaus fallen darunter aber auch solche 
Kinder und Jugendliche, die eine längerfristige sonderpädagogische Förderung erhal-
ten, auch wenn ein formales Feststellungsverfahren nicht durchgeführt wurde. Auch 
Kinder und Jugendliche, denen in den Förderschwerpunkten „Lernen“ oder „Emoti-
onale und soziale Entwicklung“ eine langfristige Beeinträchtigung attestiert wird, fal-
len damit in den Anwendungsbereich der UN-BRK ( vgl. Riedel, 2010; Wrase, 2018). 

Im Fokus der Gewährleistungspfl icht aus Art.  24 UN-BRK steht der Anspruch auf 
diskriminierungsfreien Zugang zum und Teilhabe am Bildungssystem auf der Grund-
lage von Chancengleichheit. Menschen mit Behinderungen dürfen gemäß Art.  24 
Abs.  2 UN-BRK nicht aufgrund ihrer Beeinträchtigung vom allgemeinen Bildungs-
system ausgeschlossen werden (lit. a). Sie haben vielmehr das Recht auf Zugang zu ei-
nem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und 
weiterführenden Schulen (lit. b). Auch wenn in der amtlichen deutschen Überset-
zung, wobei das Deutsche im Übrigen nicht zu den sechs verbindlichen UN-Amts-
sprachen gehört (vgl. Art.  50 UN-BRK), Begriff e wie „integrativ“ und „Integration“ 
verwendet werden, verfolgt die UN-BRK nach historischem Kontext, Wortlaut (z. B. 
„inclusive education system“), Systematik, ihren Zielsetzungen sowie einer men-
schenrechtlichen Perspektive ein inklusives Bildungssystem. Integration setzt auf eine 
Anpassungsleistung von Menschen mit Behinderungen an bestehende Strukturen, 
wohingegen dem Konzept der Inklusion zugrunde liegt, dass alle Schüler*innen un-
geachtet ihrer individuellen Unterschiede gemeinsam unterrichtet und Barrieren für 
das Lernen und die Teilhabe abgebaut werden. 
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Aus der zentralen Gewährleistungspfl icht eines diskriminierungsfreien Zugangs zum 
allgemeinen Bildungssystem folgt, dass Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
einen Anspruch darauf haben, in einer allgemeinen Schule unterrichtet zu werden 
(Aichele, 2010b; UN CRPD Committee, 2016, Abs.  27). Bevor also – und das auch 
nur in Ausnahmen und unter besonderer Begründung – eine gesonderte Beschulung 
in Frage kommt, muss gründlich geprüft  werden, ob nicht unter Bereitstellung soge-
nannter angemessener Vorkehrungen (ausf. vgl. Kap.  3.2) eine inklusive Beschulung 
an einer allgemeinen Schule möglich wäre. Der Staat, vertreten durch die Schulbe-
hörden, trägt hierfür die Darlegungs- und Begründungslast (vgl. ausf. Siehr & Wra-
se, 2014). 

Neben dem subjektiven Recht der Rechteinhaber*innen enthält Art.  24 Abs.  1 UN-
BRK auf struktureller Ebene einen objektiv-rechtlichen Gestaltungsauft rag des Staa-
tes. Um das Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zu einem hochwertigen inklusi-
ven Unterricht in jedem individuellen Fall sicherzustellen, müssen – dem Begriff  der 
Inklusion inhärente – systemische Veränderungen des Schulwesens unter Verfolgung 
der in den Buchstaben a) bis c) genannten Ziele (kurz zusammengefasst: Empower-
ment, Menschenrechtsbildung, Persönlichkeitsentfaltung und Befähigung zu sozialer 
Teilhabe) vollzogen werden (vgl. UN CRPD Committee, 2016). Ausschließlich ein in-
klusives Bildungssystem wird als diskriminierungsfrei im Sinne der Konvention aner-
kannt (vgl. Art.  2 Unterabs.  3 UN-BRK). 

Für die Schaff ung eines solchen inklusiven Schulsystems müssen Arbeits- und Orga-
nisationsformen der allgemeinen Schulen auf eine inklusive Beschulung fortlaufend 
angepasst werden. Das bedeutet allerdings nicht, dass sämtliche allgemeinen Schu-
len für jede potenzielle Art von Beeinträchtigung Vorkehrungen treff en müssen. Al-
lerdings besteht das Recht, an einer wohnortnahen allgemeinen Schule („in der Ge-
meinschaft , in der sie leben“, Art.  24 Abs.  2 lit. b UN-BRK i. V. m. Art.  19 UN-BRK) 
unterrichtet werden zu können. Dies stellt vor allem die Schulplanung vor die Aufga-
be, unter Umschichtung vorhandener (sonder-)pädagogischer, pfl egerischer und sons-
tiger Unterstützung ein entsprechendes Angebot für alle Schüler*innen an einer all-
gemeinen Schule in Wohnortnähe sicherzustellen (vgl. UN CRPD Committee, 2016, 
Abs.  21, Abs.  27). 

Grundsätzlich separierende Organisationsformen der sonderpädagogischen Förde-
rung wie Förderschulen, aber auch Sonder- oder Förderklassen in allgemeinen Schu-
len, widersprechen den Vorgaben der Konvention, da sie nicht das Ziel der möglichst 
weitgehenden Inklusion verfolgen (vgl. ausf. Wrase, 2017). Stattdessen müssen For-
men des diff erenzierenden Unterrichts für alle vorgesehen sein (vgl. UN CRPD Com-
mittee, 2016, Abs.  34 f.). Unterstützungsleistungen müssen innerhalb des allgemei-
nen Unterrichts so gestaltet werden, dass jedem Kind möglichst die gleichen Chancen 
auf Teilhabe an den Unterrichtsinhalten und dem sozialen Leben der Klassengemein-
schaft  ermöglicht werden und es bestmöglich gefördert wird. Dafür müssen die in-
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dividuellen Bedürfnisse des Kindes möglichst genau ermittelt werden, ohne dass es 
dabei zu Diskriminierungen und Stigmatisierungen kommt (vgl. UN CRPD Commit-
tee, 2016, Abs.  46). Ist (sonder-)pädagogische Unterstützung erforderlich, besteht ein 
Anspruch auf ein dem (bisherigen) Niveau der Förderschule gleichwertiges Angebot 
an der allgemeinen Schule (vgl. Siehr & Wrase, 2014, S.  181). Auch ohne förmliches 
Feststellungsverfahren muss sichergestellt werden, dass diese Unterstützung den indi-
viduellen Bedarfen entsprechend und qualitativ hochwertig realisiert wird.

Um die Rahmenbedingungen für Unterstützungsleistungen zu verbessern, müssen 
strukturierte Kooperationsformate zwischen staatlichen Schulverwaltungen, Schulauf-
sichten, Schulen, Sozial- und Jugendhilfeträgern sowie Dienstleistungsangeboten vor 
Ort etabliert werden. Auf der Ebene der einzelnen Schule sind systemische Reformen 
bei der Organisation innerhalb der Schule und innerhalb der Klasse, bei Lehrplänen, 
Lehr- und Lernmethoden umzusetzen. Insbesondere empfi ehlt es sich, geeignete Ver-
fahren wie Klassenkonferenzen, Teambesprechungen und gemeinsame Bildungs-, Hil-
fe- beziehungsweise Teilhabeplanung zu nutzen, um gemeinsam Verantwortung für 
inklusive Bildungsprozesse zu übernehmen (vgl. Kroworsch, 2017, S.  7).

Ein inklusives Bildungssystem muss zudem zugänglich im Sinne von barrierefrei 
sein. Art.  9 UN-BRK defi niert ein dynamisches Konzept der Zugänglichkeit (vgl.  UN 
CRPD Committee, 2014), das eine schrittweise Umsetzung von Barrierefreiheit un-
ter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit vorsieht. Das bedeutet, dass alle bil-
dungsrelevanten Aspekte regelmäßig auf ihre Zugänglichkeit hin überprüft  und ge-
gebenenfalls angepasst werden müssen. Dazu zählen Gebäude, Bildungsinfrastruktur, 
Information und Kommunikation, Lehrpläne und -methoden, Unterrichtsmaterialien, 
Beurteilungsverfahren oder Sprach- und Unterstützungssysteme in zugänglichen For-
maten sowie die Investition in innovative Technologien (vgl. UN CRPD Committee, 
2016, Abs.  22-24, Abs.  26).

Ergänzt wird das Strukturelement der Barrierefreiheit in der Konvention durch soge-
nannte angemessene Vorkehrungen, auf die Menschen mit Behinderungen ein Recht 
haben (Art.  2 Unterabs.  4 UN-BRK). Dabei handelt es sich um spezifi sche personen-
bezogene Hilfsmaßnahmen, um Barrieren überwinden und an der Gesellschaft  teil-
haben zu können, wenn im konkreten Fall keine generelle Barrierefreiheit gegeben 
ist. Die ungerechtfertigte Versagung angemessener Vorkehrungen stellt einen Verstoß 
gegen das Diskriminierungsverbot aus Art.  5 UN-BRK dar. Vorkehrungen könnten 
beispielsweise darin bestehen, Nachteilsausgleiche in Form von Schreibverlängerung, 
Ruhepausen, Anpassung inhaltlicher Anforderungen usw. zu gewährleisten, unter-
schiedliche Kommunikationsformen innerhalb der Klasse anzubieten oder Lernenden 
eine Schreibassistenz oder assistive Technologien zur Verfügung zu stellen und zu ge-
statten. Auch ein weitgehend barrierefreies Produkt oder Gebäude könne angesichts 
der Vielfalt individueller Beeinträchtigungen angemessene Vorkehrungen, beispiels-
weise vergrößerte Hinweisschilder, notwendig machen (ebd., Abs.  30). Welche Anpas-
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sungen im schulischen Umfeld erforderlich sind, kann nur mit Blick auf die bereits 
verwirklichte Barrierefreiheit in der jeweiligen Schule und das jeweilige Kind beant-
wortet werden. 

Um den Anspruch auf Unterstützung (Art.  24 Abs.  2 lit. d) UN-BRK) für eine er-
folgreiche Bildung zu verwirklichen, bedarf es zudem ausreichend ausgebildeter und 
unterstützter Lehrkräft e, Schulberater*innen, Psycholog*innen und anderer ein-
schlägiger Fachleute aus dem Bereich Gesundheit und soziale Dienste. Mit Blick auf 
Art.  24 Abs.  4 UN-BRK ist die ausreichende Anzahl an qualifi zierten und engagier-
ten Mitarbeiter*innen an Schulen ein wesentlicher Faktor, damit inklusive Bildung 
nachhaltig gelingen kann. Das Kerncurriculum des Lehramtsstudiums muss neben 
einer inklusiven Pädagogik und dem Menschenrechtsansatz auch Wissen zur unter-
stützten Kommunikation vermitteln und praktische Anleitung und Unterstützung im 
Bereich des personalisierten Unterrichtens enthalten. Ein wichtiger Bestandteil der 
Fortbildung sollten praktische, experimentelle Lernerfahrungen sein, um zukünft ige 
Lehrkräft e auf die Arbeit in einem inklusiven Umfeld vorzubereiten (vgl. Kroworsch, 
2017, S.  7). 

Darüber hinaus muss Deutschland in die Einstellung und fortlaufende Weiterbildung 
von Lehrkräft en mit Behinderungen investieren, um zur Förderung gleicher Rechte 
von Menschen mit Behinderungen beizutragen, deren Kompetenzen und Fähigkeiten 
in Lernumgebungen einzubringen und Vorbilder zu schaff en. Es sollten grundsätz-
lich alle an den allgemeinen Schulen pädagogisch tätigen Fachkräft e Qualifi kationen 
erwerben, die für die pädagogische Arbeit mit heterogenen Lerngruppen notwendig 
sind, ebenso wie spezifi sche Kompetenzen in Bezug auf sonderpädagogische Förder-
bedarfe. Um ein adäquates Unterstützungs- und Ressourcensystem für Lehrer*innen 
zu gewährleisten, sind Partnerschaft en von großer Bedeutung, insbesondere mit Be-
hindertenselbsthilfeorganisationen, aber auch mit Eltern und vor allem mit den Kin-
dern selbst in Form von gegenseitiger Unterstützung (Peer Mentoring) (vgl. ausf. UN 
CRPD Committee, 2016, Abs.  32, Abs.  36, Abs.  71 f.). 

Vor dem Hintergrund der geschilderten Anforderungen besteht die längerfristige 
Herausforderung darin, segregierende Schulsysteme so zu reformieren, dass sie alle 
Schüler*innen mit und ohne Behinderungen optimal fördern und niemanden we-
gen einer Beeinträchtigung ausgrenzen oder zusätzliche Benachteiligungen bedingen. 
Gleichzeitig besteht die Verpfl ichtung, einzelne Elemente des Rechts auf inklusive Bil-
dung – etwa auf den diskriminierungsfreien Zugang zu inklusiver Bildung – sofort 
einzulösen. Diese Verpfl ichtung wird noch immer oft  verkannt. Auch die Pfl icht zur 
schrittweisen Verwirklichung (Art.  4 Abs.  2 UN-BRK) bedeutet, dass die Vertrags-
staaten die Rahmenbedingungen schnellstmöglich, wirksam und zielgerichtet unter 
Ausschöpfung der verfügbaren Mittel weiter verbessern müssen ( UN ESCR Commit-
tee, 1990, Abs.  43 ff .). Damit sind nicht nur fi nanzielle, sondern auch personelle und 
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sächliche Mittel gemeint, die bereits im System vorhanden sind und gegebenenfalls 
umgeschichtet werden müssen. 

Der Aufb au eines inklusiven Bildungssystems kann schrittweise erfolgen. Ziel muss 
es jedoch sein, die erforderliche Förderung und Unterstützung im allgemeinen Sys-
tem zu leisten und in diesem Zuge auch die segregierenden Strukturen abzubauen. 
Dieser Progressionsvorbehalt darf nicht in einen Finanzierungsvorbehalt umgedeutet 
werden. Wegen seiner menschenrechtlichen Dimension soll in nur sehr engen Gren-
zen ein gesetzlich konkretisierter Finanzierungsvorbehalt möglich sein (vgl. Riedel, 
2010). Im Gegensatz dazu steht, dass die meisten Bundesländer den Anspruch auf in-
klusive Beschulung noch unter einen Finanzierungsvorbehalt stellen. Ein solcher Vor-
behalt muss unter der der UN-BRK zugrunde liegenden Prämisse ausgelegt werden, 
dass ein inklusives Bildungssystem insgesamt Kosten einsparen kann. Um diesen Vor-
behalt geltend zu machen, muss unter der Beachtung des Grundsatzes „in dubio pro 
inclusione“ detailliert dargelegt werden, warum die Belastungen durch die inklusive 
Beschulung eines*r konkreten Schüler*in in einem bestimmten Einzelfall eklatant un-
verhältnismäßig sind.

Unabhängig von der staatlichen Verpfl ichtung, unter Ausschöpfung der verfügbaren 
Mittel schrittweise die volle Verwirklichung eines inklusiven Bildungssystems zu er-
reichen, ist, wie dargelegt, das Diskriminierungsverbot, das zum unmittelbar anwend-
baren Kern des Rechts auf Bildung gehört, nicht nach und nach, sondern – auch in 
Anbetracht von Art.  4 Abs.  2 UN-BRK – sofort anwendbar. Denn die Vertragsstaaten 
haben die unmittelbar umzusetzende Verpfl ichtung, unerlässliche Mindeststandards 
zu gewährleisten, zu denen neben der Gewährleistung von angemessenen Vorkeh-
rungen und einer verpfl ichtenden, kostenlosen Grundbildung für alle die Diskrimi-
nierungsfreiheit bei allen Aspekten der Bildung gehört (vgl. UN CRPD Committee, 
2016, Abs.  41).

3 Das Recht auf inklusive Bildung als Herausforderung in der 
Praxis

3.1 Im Hinblick auf den Umsetzungsstand 

In Deutschland, wo die Doppelstrukturen historisch stark gewachsen sind, sieht es al-
lerdings vielfach noch anders aus. Oft mals kommen Menschen von einer Sonderwelt 
in die andere, von der Förderschule in die Werkstatt für Menschen mit Behinderun-
gen und in stationäre Wohneinrichtungen. In anderen Gesellschaft en wird nicht so 
stark ausgesondert; viele Länder (mit mitunter sehr guten PISA-Ergebnissen) haben 
schon viel früher, lange vor Inkraft treten der UN-BRK, mit einer strukturellen Um-
setzung von inklusiver Bildung begonnen als Deutschland. Auch die Unterteilung der 
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Ausbildung in Sonderpädagogik und Pädagogik gibt es in anderen Ländern nicht in 
dieser Form.

Als die Bundesländer 2009 mit der Umsetzung der UN-BRK begannen, starteten sie 
zudem von sehr unterschiedlichen Ausgangspunkten aus: Während Bundesländer wie 
Berlin, Hamburg und Schleswig-Holstein schon viele Jahre Erfahrung mit dem ge-
meinsamen Unterricht von Kindern mit und ohne Behinderungen gesammelt hatten, 
gab und gibt es bis heute in anderen Bundesländern eine nahezu unveränderte Pra-
xis der schulischen Ausgliederung in Förderschulen. Die unterschiedliche Ausgangs-
lage ist einer der Gründe, weshalb die Etablierung eines inklusiven Schulsystems über 
zwölf Jahre nach dem Inkraft treten der UN-BRK je nach Bundesland sehr unter-
schiedlich stark fortgeschritten ist. 

In allen Bundesländern sind seit Inkraft treten der UN-BRK – zum Teil nicht un-
erhebliche – Änderungen des jeweiligen Landesschulrechts zur Umsetzung der 
menschenrechtlichen Vorgaben aus der Konvention erfolgt (vgl. Übersicht der 
Kultusminister*innenkonferenz „Inklusives Schulsystem – Entwicklungen in den Län-
dern“, KMK, 2020a).1 Jedoch in nur einigen Ländern haben Schüler*innen mit Be-
hinderungen einen expliziten Rechtsanspruch auf den Zugang zu einer allgemeinen 
Schule mit gemeinsamem Unterricht für Schüler*innen mit und ohne Behinderungen 
(zum Teil mit Einschränkungen), obwohl die Länder in der rechtlichen Pfl icht zur 
Schaff ung eines solchen Anspruchs stehen. Kein Bundesland hat bisher den notwen-
digen gesetzlichen Rahmen für die Etablierung und Gewährleistung einer inklusiven 
Schule abschließend entwickelt.

Ein wesentliches Hindernis ist aber vor allem der unterschiedlich stark ausgepräg-
te politische Wille zur systemischen Umsetzung der UN-BRK, der im Widerspruch 
dazu steht, dass die Umsetzung nicht ins Belieben der politischen Verantwortlichen 
gestellt ist: Während Bundesländer wie Hamburg den Auft rag zur Gestaltung ei-
nes inklusiven Unterrichts, u. a. durch die Einführung eines unbedingten Rechtsan-
spruchs von Schüler*innen auf Zugang zu einer allgemeinen Schule mit gemeinsa-
mem Unterricht und inklusiver Beschulung, engagiert angenommen haben, setzen 
sich andere Bundesländer, etwa Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, das 
Saarland oder Sachsen-Anhalt, nicht hinreichend für die Sache ein, auch wenn sie es 
anders verlautbaren, und verstoßen damit gegen die UN-BRK. 

Vielfach deckt sich das Verständnis, das die Regierungen von Inklusion haben, auch 
nicht mit dem menschenrechtlichen Verständnis von inklusiver Bildung, beispiels-
weise indem sie die Förderschulen als Teil eines inklusiven Schulsystems deklarieren 

1 Aufgrund eines zeitlich früheren Redaktionsschlusses konnte die im September 2021 er-
schienene Studie von Steinmetz, Wrase, Helbig & Döttinger, „Die Umsetzung schulischer In-
klusion nach der UN-Behindertenrechtskonvention in den deutschen Bundesländern“ (https://
doi.org/10.5771/9783748924401-1), nicht mehr berücksichtigt werden.
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und ihren Umsetzungsauft rag im Hinblick auf die Gewährleistung inklusiver Struk-
turen fälschlicherweise als erfüllt betrachten. Es ist in Widerspruch zur UN-BRK den 
wenigsten Bundesländern gelungen, Inklusion über den Abbau der spezifi schen För-
der- und Sonderstrukturen voranzubringen und den Aufb au eines inklusiven Sys-
tems mithilfe der Umverteilung der erforderlichen Ressourcen zu betreiben (vgl. ausf. 
Deutsches Institut für Menschenrechte, 2019).

Dies zeigt der Abgleich der bildungsstatistischen Daten der allgemeinbildenden Schu-
len der Schuljahre 2008/09 und 2018/19 (vgl. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020 auf 
Grundlage von KMK, 2020b) am besten über den Indikator der Exklusionsquote, die 
den Anteil der Schüler*innen außerhalb des allgemeinen Schulsystems erfasst. Im 
Schuljahr 2008/09 wurden in Deutschland 7.990.121 Schüler*innen der Jahrgangs-
stufen 1 bis 9/10 in allgemeinen und 383.582 Schüler*innen in Förderschulen unter-
richtet. Im Schuljahr 2018/19 waren es 309.844 Schüler*innen an Förderschulen und 
7.370.856 Schüler*innen an allgemeinen Schulen. Das entspricht einer Senkung der 
Exklusionsquote von 4,8 auf 4,2 Prozent, also einem Rückgang von gerade einmal 0,6 
Prozentpunkten. Die Verringerung der Exklusionsquote bedeutet unter bundeswei-
ter Berücksichtigung der insgesamt sinkenden Schüler*innenzahlen eine Reduzierung 
der Zahl der exklusiv in Förderschulen unterrichteten Kindern und Jugendlichen um 
73.738 (vgl. ausf. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020). Unter den Bundesländern ha-
ben Bremen mit 0,9 Prozent und Schleswig-Holstein mit 2,2 Prozent es geschafft  , auf 
die geringsten Exklusionsquoten zu kommen; Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor-
pommern rangieren mit 6,1 beziehungsweise 5,7 Prozent diesbezüglich auf den letz-
ten Plätzen. Es werden also immer noch viel zu viele Kinder außerhalb des allgemei-
nen Schulsystems unterrichtet. 

Hinzu kommt, dass Kinder mit schweren Beeinträchtigungen mehrheitlich weiterhin 
auf den Förderschulen verbleiben und – parallel zu den nur langsam sinkenden Ex-
klusionsquoten – steigende Inklusionsquoten2 in erster Linie darauf zurückzuführen 
sein könnten, dass in zahlreichen Bundesländern die Ressourcenzuweisung an allge-
meine Schulen an die Zahl der dort diagnostizierten Schüler*innen mit Förderbedarf 
gekoppelt ist (vgl. ausf. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020, S.  13 ff .). Derzeit verlassen 
in Deutschland fast 67,8 Prozent der Schüler*innen (Stand: 2018) mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf die Förderschule ohne einen Hauptschulabschluss ( vgl. ebd., 
S.  18), wodurch der Weg in die Werkstatt für behinderte Menschen und somit in die 
nächste Sonderwelt oder in die Arbeitslosigkeit vorgezeichnet ist. Im Gegensatz zur 
UN-BRK, die eine „progressive Entwicklung“ fordert, sind Stagnationen und teilwei-
se sogar Rückwärtsbewegungen durch beispielsweise Neuöff nungen von Förderschu-
len zu verzeichnen. 

2  Anteil der Schüler*innen mit Förderbedarf, die inklusiv in allgemeinen Schulen unterrichtet 
werden, an allen Schüler*innen in allgemeinbildenden Schulen der Primar- und Sekundar-
stufe I.
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Deutschland ist bereits deutlich vom UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, der die Einhaltung und Umsetzung der UN-BRK überprüft , für 
die Aufrechterhaltung seiner separierenden Strukturen – neben der Bildung auch in 
den Bereichen Arbeit und Wohnen – gerügt worden. Auch wenn sich keine juristisch 
verbindlichen Verpfl ichtungen für einen im Staatenprüf- oder Individualbeschwerde-
verfahren durch den Ausschuss gerügten Staat ableiten lassen, liegt in der am Ende 
der Verfahren erfolgten Veröff entlichung der Rügen und Empfehlungen durch das 
Prinzip des shame and blame – der Beschämung und Schuldzuweisung – eine Chan-
ce zur Verbesserung der Lage, da kein Staat offi  ziell gegen Menschenrechte versto-
ßen will. Deutschland erfüllt seine Verpfl ichtung zur Umsetzung der UN-BRK nicht, 
solange es neben dem allgemeinen Schulsystem ein Sonderschulsystem aufrechter-
hält (vgl. UN CRPD Committee, 2015). Diese deutliche Beurteilung klärt verschie-
dene Irrtümer im Verständnis von Art.  24 UN-BRK im deutschen Diskurs auf, die 
bis heute von Skeptiker*innen und Widersacher*innen der Inklusion hochgehalten 
werden. Ein Festhalten am segregativen deutschen Schulsystem widerspreche klar der 
Verpfl ichtung aus der UN-BRK, ebenso der Versuch, bestehende Förder- und Sonder-
schulstrukturen als vermeintlichen Teil eines inklusiven Systems defi nitorisch einzu-
gliedern (vgl. Aichele & Kroworsch, 2017, S.  4). 

Auch über die Argumentation mit dem Elternwahlrecht lässt sich die Aufrechterhal-
tung zweier Schulsysteme menschenrechtlich nicht rechtfertigen. Das Recht auf in-
klusive Bildung ist ein Recht des Kindes, nicht der Eltern (vgl. Aichele & Kroworsch, 
2017, S.  4). Ein dauerhaft es Vorhalten einer Wahlmöglichkeit durch das staatli-
che Schulsystem widerspricht dem Auft rag aus der UN-BRK, wonach eine inklusi-
ve Schulstruktur den Bedürfnissen eines jeden Kindes gerecht werden muss. Ein in-
klusives Schulsystem bräuchte kein Elternwahlrecht hinsichtlich der Schulform. Ohne 
einen Ansatz, wie Segregation im Bildungssystem überwunden werden kann, steht 
ein dauerhaft es Elternwahlrecht zugunsten einer Förderschule mit der UN-BRK nicht 
im Einklang. Die staatliche Verantwortung, einen Systemwechsel herbeizuführen, 
kann nicht dem „Elternwillen“ überantwortet werden (vgl. ebd.). Zugleich verleiht 
das Erziehungsrecht der Eltern keinen Anspruch auf das Fortbestehen des derzeiti-
gen Schulsystems. 

Eine Ursache für die schleppende Umsetzung und die Rückschläge kann darin ge-
sehen werden, dass die Größe der Aufgabe unterschätzt wurde. Dadurch ist es ein-
zelnen Bundesländern noch nicht hinreichend gelungen, die für die Transformation 
des Systems erforderlichen staatlichen Planungs- und Steuerungsleistungen zu erbrin-
gen sowie die notwendigen fi nanziellen und personellen Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen. Hinzu kommt, dass es nicht gelungen ist, das Vertrauen von insbesonde-
re Schüler*innen, Eltern, Lehrkräft en und anderen Fachkräft en in den Systemwechsel 
und die Bereitschaft  zu Veränderungen zu stärken. Gleichzeitig wurden viele hand-
werkliche Fehler bei der Konzeptionierung und Umsetzung schulischer Inklusion ge-
macht (vgl. Aichele & Kroworsch, 2017, S.  4).
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3.2 Im Hinblick auf die Rechtsprechung

Die unter 2. geschilderten Vorgaben des Art.  24 UN-BRK sind von deutschen Ge-
richten sowohl bei der Interpretation einfacher Gesetze als auch bei der Auslegung 
des Diskriminierungsverbots aus Art.  3 Abs.  3 Satz  2 GG zu beachten. Die Gerichte 
in Deutschland haben Art.  24 UN-BRK jedoch bislang nicht in dem gebotenen Maße 
berücksichtigt.3 Dabei können die gegen die Entscheidungserheblichkeit von Art.  24 
UN-BRK angeführten Gründe nicht überzeugen, denn die Norm hat innerstaatliche 
Geltung erlangt, ist potenziell unmittelbar anwendbar und kann zudem subjektive 
Rechtspositionen vermitteln (vgl. ausf. Riedel, 2010, S.  7 ff .).

Nach der hier vertretenen Auff assung, die sich mit zahlreichen Stimmen in der Li-
teratur (Degener, 2000; Heun, 2013 Siehr & Wrase, 2014 m. w. N.), bildungswissen-
schaft lichen Erkenntnissen (vgl. Blanck, 2020; Bless, 1995; Hildeschmidt & Sander, 
1996; Klemm, 2009; Kocaj, Kuhl, Kroth, Pant & Stanat, 2014; Myklebust, 2006; Neu-
mann, Lütje-Klose, Wild & Gorges, 2017; Wocken, 2007)4 und der jüngeren Recht-
sprechung des EGMR (Çam v. Türkei, EGMR v. 23.02.2016, Az. 51500/08; G.  L. v. Ita-
lien, EGMR v. 10.09.2020, Az. 59751/15) deckt, sind auch die Grundsätze aus dem 
Beschluss des Senats des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 96, 288 = BVerfG, Be-
schluss vom 08.10.1997 – 1 BvR 9/97) zur integrativen Beschulung aus dem Jahr 1997 
im Lichte der zwischenzeitlich in Kraft  getretenen UN-BRK auf den Prüfstand zu 
stellen und weiterzuentwickeln. 

Neben einer Abkehr von dem in der damaligen Entscheidung verwendeten medizi-
nisch-defi zitorientierten Behinderungsbegriff  kann auch ein genereller Ressourcen-
vorbehalt, wie er damals als Schranke anerkannt wurde, mit Blick auf die dargestellte 
völkerrechtliche Verpfl ichtung Deutschlands zur Schaff ung eines inklusiven Schulsys-
tems und einer damit einhergehenden Verpfl ichtung zur Bereitstellung der entspre-
chenden Ressourcen sowie der Gewährleistung von Individualrechten wie dem dis-
kriminierungsfreien Zugang zu inklusiver Bildung keinen Bestand mehr haben (vgl. 
Riedel, 2010, S.  26 ff .). 

Auch die Verpfl ichtung zur Bereitstellung angemessener Vorkehrungen macht eine 
Neubewertung der damaligen Annahme nötig, wonach die Notwendigkeit sonderpä-

3  Die Landesschulgesetze waren und sind auch immer wieder Gegenstand von verwaltungs-
rechtlichen Streitigkeiten im Hinblick auf die Umsetzung von schulischer Inklusion. Siehe in 
diesem Heft  auch den Beitrag Bott, „Inklusion und Chancen(un)gleichheit – Eine Betrachtung 
anhand gerichtlicher Entscheidungen“ (S. 433–441) mit Fokus auf das Kriterium Chancen-
gleichheit.

4  Insbesondere Bildungsvergleichsstudien zeigen, dass Kinder mit dem sonderpädagogischen 
Förderbedarf „Lernen“ oder mit anderen Förderbedarfen vom inklusiven Unterricht profi -
tieren. Schüler*innen mit Behinderungen, die an allgemeinbildenden Schulen lernen, sind 
beispielsweise in ihrer Lese- und Rechtschreibkompetenz erfolgreicher als Kinder an För-
derschulen (vgl. Neumann et al., 2017).
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dagogischer Förderung als zwingender Grund für eine Förderschulzuweisung gesehen 
wurde. Angemessene Vorkehrungen sind entsprechend den Vorgaben aus der UN-
BRK vielmehr individuell im allgemeinen Bildungssystem zu gewährleisten, statt sie 
in Sondereinrichtungen zu verlagern. Hierauf besteht ein Anspruch aus dem Diskri-
minierungsverbot des Art.  3 Abs.  2 Satz  2 GG im Lichte von Art.  5 UN-BRK.

Art.  24 UN-BRK muss deshalb in dargestellter Weise Berücksichtigung in der deut-
schen Rechtsprechung fi nden, insbesondere zu einer Umkehrung des noch in der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1997 angelegten Re-
gel-Ausnahme-Verhältnisses führen, wonach nun die inklusive Beschulung von Kin-
dern mit Behinderungen die Regel, die Beschulung auf einer Förderschule allenfalls 
noch für eine unumgängliche Übergangszeit bis zur Etablierung eines vollständig in-
klusiven Schulsystems zulässig und auch während dieser Übergangszeit höchstens der 
Ausnahmefall sein muss. 

4 Ausblick

Mit der der UN-BRK folgenden Grundsatzentscheidung, dass Chancengleichheit am 
besten mit gemeinsamer Unterrichtung aller Kinder erreicht werden kann, ist die Be-
schulung an einer Förderschule im Zweifelsfall als für die betroff enen Kinder nachtei-
lig einzustufen, da ihnen Entwicklungs- und Teilhabechancen vorenthalten werden, 
die anderen an einer allgemeinen Schule off enstehen. Chancengleichheit wird zudem 
aber auch verwehrt, wenn angemessene Vorkehrungen versagt werden, die helfen, tat-
sächliche Ungleichheiten zu korrigieren. Der Staat und damit die jeweils zuständige 
Schulbehörde sind verfassungsrechtlich verpfl ichtet, es Kindern mit Behinderungen 
in gleicher Weise wie Kindern ohne Behinderungen zu ermöglichen, sich nach ihren 
individuellen Fähigkeiten optimal zu einer selbstbewussten und selbstbestimmt in ei-
ner von gegenseitigem Respekt geprägten Gesellschaft  lebenden Person zu entwickeln. 

Obwohl die Verpfl ichtungen aus der rechtsverbindlichen UN-BRK eindeutig sind, es 
eine Reihe wissenschaft licher Studien, die die Vorteile inklusiver Beschulung für alle 
Schüler*innen belegen (s.  o.), und eine Vielzahl an Modellen, wie inklusiv arbeitende 
Schulen hervorragend funktionieren können (vgl. bspw. Träger des Jakob Muth-Prei-
ses), gibt, wird in Deutschland vielfach weiter so getan, als stünde das Recht auf in-
klusive Bildung zur Diskussion. Es bleibt aber festzuhalten, dass das in Art.  24 UN-
BRK enthaltene Recht auf inklusive Schulbildung eine weitreichende strukturelle und 
organisatorische Umstellung des deutschen Bildungssystems verlangt.

Neben fl ächendeckend gut ausgestatteten inklusiven Schulen, die es nur geben 
kann, wenn Förderschulen geschlossen werden und deren Ressourcen zur Verfü-
gung stehen, gilt es vor allem, mangelndes Wissen über das Wesen und die Vortei-
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le von inklusiver Bildung und Vielfalt sowie Ängste vor Veränderung zu überwinden. 
Fachkräft e beider Systeme brauchen die Möglichkeit, eine inklusive Haltung zu entwi-
ckeln, Wissen über Inklusionspädagogik und den Menschenrechtsansatz zu erwerben 
sowie praktische Anleitung und Unterstützung im Bereich des personalisierten Un-
terrichtens zu bekommen. Chancengleichheit muss nicht nur als eine Verpfl ichtung, 
sondern als sinnvoll verstanden werden. Auf dem Menschenrechtsansatz fundierte 
Bewusstseinsbildung – eine durchgängige Verpfl ichtung aus der UN-BRK (Art.  8 UN-
BRK) – und qualitativ hochwertige Unterstützungs- und unterrichtsbegleitende Fort-
bildungsmaßnahmen in multiprofessionellen Teams sind hier der Schlüssel und müs-
sen verbindlich stattfi nden sowie fortwährend weiterentwickelt werden. 

Solange Förderschulen jedoch weiter in hoher Anzahl bestehen, die Exklusionsquo-
ten nahezu gleichbleibend hoch sind, eine Neujustierung der fachlichen Ressourcen 
nicht konsequent vollzogen wird sowie die Rechtsprechung die Verpfl ichtungen aus 
Art.  24 UN-BRK nicht in dem gebotenen Maße berücksichtigt, ist die Gewährleistung 
von Chancengleichheit von Kindern mit und ohne Behinderungen weiterhin grund-
legend gefährdet. 
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